
SA T .ZU N G 

U!Jer den Be!::)auungsplan _Nr. 2 der Gemeinde Schernfeld, Baugeb. ""Leite:;ärten" -
Die Gemeinde Sche...rnfeld erläßt auf Grund der §§ 9, 10 des Bundesbaugesetzes 
vom 18.8.1976 (BGB1. s. 2256) des Art. 107 der Bayer. Bauordnung in der Fas­
sung der Be'-rnrmtmachung vom 1.10.1974 (GVBl. S. 513) _ des Art. 23 der Ge­
mebdeord.11ur:g fi..5.r de..'1 Freistaat Bayern i. d. F. der Bekanntmachung vom 15.9.1977 
{3GB1. s. 1257, ;::ier-. 196 g S. 11) und der Verordnung über die Festsetzungen 
i_rn Beba.uungsplari vom 22. 6. 19G 1 (GVBl. S. 161) folgende rni t Bescheid des Land-
rar ~ ~~tes Ei"chc~~r~ vom 22 · 1L· 82 Nr 24 - _sc~1.t ··-"-',..,,-\,.. . • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • •••••••••••••••••••• 

gene..1-ur~gte BeDauur:gs?larisatzung. 

§ 1 

GEL 'IUNGSBR.qf ICH: 

Diese Satzung gilt für das Planblatt des Arch itekten Leo Hajek, 8831 Mörnsheim, 
Heroldstraße 4, gefertigt am ~i3Q¾~~~8hls Geltungsbereich des Bebau-ungsplanes 
bezeicr,_11ete Gebiet,, das insbesondere die Grundstücke und Teile der Fl.Nr. 
(siehe G:ru..11dst0.~:<Seige..11tiirnerverzeichnis) der Gemarkung Schernfeld umfa'3t. 

D2-e Festsetzunge..11 im gena.11nten Planblatt bilde...ri zusammen mit den nachste.l-:ienden 
Vorsc_°'lrifte..'1 der. Be;:;au1-.:..11gsplan Nr . 2 der Ge.rneinde Schernfeld. 

§ 2 

NUTZUNGSA.>IT: 

Das gesa.rr.t Gebie-t im Geltungsbereich ist als Allgerreines Wohngebiet ausge­
wiP_se.11. 

§ 3 

!'Il\SS DE~. Bl'L1LICEDJ NUTZ'JNG: 

1.) Die je,,1eils durc:1 Planzeiche.'1 in den in § 1 genanntem Plan 
fesgesetzte Zal--u. der Vollgeschosse gilt als Höchstgrenze. 

' 2.) Die zulässige Grund- und Geschcßfläche.'1zahl_ ergibt sich jeweils äus 
dem Plantext. 

§ 4 

Holzschuppe..11 und sonstige freiste...rie...ride kleine Nebengebäude sind nicht zulässig. 
Schuppe.'1 sind g!UTldsätzlich an de.'1 Garage...'1 anzubaue.ri und habe.ri sich diesen 
Baukörpern unterzuordnen. ..,------_____, 

{ 



§ 5 

DACHAUSBILDUNG: 

1. ) 

2.) 

3.) 

4.) 

Für Hauptgebäude U + I sind Satteldächer mit einer Dachneigung 
. 0 -----von~ vorgesehen. 

Für Hauptgebäude II sind Satteldächer mit einer Dachneigung 
0 -von 23 - 28 _ vorgesehen. 

Für Nebengebäude (Garagen) sind Satteldächer vorgesehen, bei 
II auch Flachdachgaragen . ----, -=---- .. 
Alle Dacheindeckungen sind in naturrote n · Ton- Dachziegeln aus-
zuführen. 

§ 6 

DACHAUSBAUTEN: 

1.) Kniestöcke bei U + I oder I maximal 50 cm hoch, bei II maximal 

2. ) 

25 cm hoch. - ____, 
. 0 

Dachgauben sind nur bei Da~ungen ab 30 rzuläss ig und müs-
sen in einem untergeordneten, ausgewogenem Verhä ltnis zur D2ch-­
fläche stehen. 

TRAUFHÖHE: 

Die Traufhöhe darf an der Talseite nicht höher ~ber dem anstos­
senden Erdreich (das der natürlichen Hangla e entsprec:hen muß) liegen. 
Die Sockelhöhe darf bergseitig maximal 35 cm betragen . 

§ 8 

AUSSENGESTAL TUNG: 

1. Y Gebäude in massiver Bauweise sin zu verputzen. Stark 2uffallend2 
Putzmuster sind unzulässig. 

2.) Die Errichtung von Wohngebäuden mi t sichtbarem, verfugtem Zie­
ge lmauerwerk ist unzuräss1g. Sichtbares Mauerwerk ist für e in­
zelne Teile des Bauwerkes nur dann zulässig, wenn es in Natur-­
steinmaterial der Gegend ausgeführt wird und dem architektoni­
schen Gefühl der Ethik entspricht. 

3.) Grelle Farbanstriche s1nd untersagt. Bei Verwendung verschiedener 
Farben muß eine harmonische Fsrbwirkung gewähr le istet sein. Vor 
Farbgebung ist unbedingt die 8au2ufsichtsbehörde (Kreisbaumeister) 
zu konsultieren. \.. 



4.) Sockel aus Betonformsteinen mit Bossenmarkierung sind untersagt. 

Natursteinverblendungen der Sockel in fachgerechter Ausführung 
sind wünschenswert und erlaubt. 

§ 9 

GARAG~N: 

. Garagen aus Wellblech oder ähnlichen leichten Behelfsbauweisen sind unter­

sagt. Garagen im Untergeschoß sind nur bei der Bauweise U + I erlaubt. 

§ 10 

VERKEHRSFLÄCHE: 

Innerhalb der- an der Einmündungsstraße· im Planblatt eingezeichneten Sicht­

dreiecke,· dürfen auf dem Baugrundstück weder Hochbauten, noch Anpflanz­

ungen, Zäune, St2pel, H2ufen oder sonstige Gegenstände angebracht werden 

L:.!enn sie höher als 1 m über die Fahrbahn ragen. 

§ 11 

EINFRIEDUNG: 

1.) Zwischen den einzelnen Grundstücken s ind Einfriedungen nur als 

Sp2nnz2une mit einer maximalen Höhe von 1 m über natürlicher Ge­
ländeoberfl2che und lockeren Strauchpflanzungen zulässig. 

2.) Die Einfriedung entlang der Straße ist nur auf 30 cm hohen Natur­

stein oder Sichtbetonsocke l n zulässig. Die ge~amte Höhe der Ein­
friedung darf 1 m über Straßenoberkante nlcht überschreiten. Als 
Einfriedungsmaterial ist Holz zu verwenden. 

3.) Für Sockel und Pfeiler ist die Verwendung von Betonformstei nen 

mit Bossenmarkierung untersagt. 

§ 12 

INKRAFTTRETLJNG: 

Die Satzung tritt gemäß § 12 c;!es Bunde;:sbaugesetzes mit ihrer Bekanntmachung 
in Kraft. 

01.01 . 1983 
den S.'.'.5r.~X)ß8c1( 

,: 1. urgerme!ster 
( 

. .. 
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